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1.1 FLÄCHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT 
 

Kompensationsmaßnahme  
Maßnahme (K1): Entwicklung einer mäßig artenreichen Glatthaferwiese 
In dem mit K gekennzeichneten der Bereich der Planzeichnung ist eine mäßig artenreiche 
Glatthaferwiese zu entwickeln. 
Dazu orientiert sich folgende Maßnahmenbeschreibung an den Empfehlungen von VAHLE (2015) und 
BIEDERMANN & WERKING-RADTKE (2008): 
• Einsaat/ Nachsaat: im ersten Schritt sollte eine Einsaat/Nachsaat mit regionalem Saatgut für die 

Entwicklung einer artenreichen Glatthaferwiese erfolgen. Das passende Saatgut (Kennarten der 
Glatthaferwiese oder passende Saatgutmischung) kann entweder gekauft werden (z.B. Fa. Rieger-
Hofmann Region 7/9) oder von einer geeigneten Spenderfläche in der Nähe entnommen und auf 
die Zielfläche übertragen werden (Mahdgutübertragung). Das vorhandene Grünland wird hierbei 
neu übersät. Hierzu wird die Fläche im September kurz gemäht und das Mahdgut abgetragen. 
Danach wird die Fläche gestriegelt und das Saatgut verteilt. So kann die Saat vor dem Winter 
keimen und hat einen Vorsprung gegenüber den zuvor gemähten Gräsern. 

• Die Fläche ist mit einem Zaun oder ähnlichem klar auf der Parzelle abzugrenzen 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 
1. ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
1.1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 

GEe = eingeschränktes Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4, 5, 6 und 8 BauNVO 
sowie §1 Abs. 9 i.V.m. Abs. 5 BauNVO 
 

a) Zulässig sind: 
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, sofern die 

Betriebe nicht zur Abstandsklasse I, II, III oder IV gemäß Abstandsliste zum Schreiben des 
Ministeriums für Umwelt vom 26.02.1992 (Az.: 10615- 831.50-3) gehören, Betriebe der 
Abstandsklasse V sind zulässig, wenn sie lediglich aus Gründen des Lärmschutzes 
eingeschränkt sind. Nicht aufgeführte Anlagen und solche niedrigerer Klassen sind zulässig, 
wenn durch Sachverständigengutachten die Verträglichkeit ggfls. Nachgewiesen wird, 

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude , 
3. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter. 
 

b) Ausnahmsweise zulässig sind: 
1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
2. Anlagen für sportliche Zwecke, 

 

c) Nicht zulässig sind: 
1. Gewerbliche Betriebe der Tierintensivhaltung, 
2. Müll-, Abfall- und Wiederverwertungsanlagen, Schrottplätze, Recyclingbetriebe und Deponien, 
3. Tankstellen, 
4. Vergnügungsstätten. 

1 Hinweis: 
Die Abstandsliste zum Schreiben des Ministeriums für Umwelt vom 26.02.1992 (Az.: 10615-831.50-3) (vgl. lfd. 
Nrn. 1-22) ist unter Punkt 4 dem Anhang zu den textlichen Festsetzungen beigefügt. 
 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 
§ 9 (1) Nr. 1 in Verbindung mit § 9 (2) BauGB in Verbindung mit §§ 16 bis 19 BauNVO) 
 

Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Eintrag in die Nutzungsschablone (vgl. Planzeichnung) 
des Bebauungsplans über die Grundflächenzahl (GRZ), die Baumassenzahl (BMZ) gemäß § 16 (2) 
Nr.1 BauNVO i.V. mit § 19 Abs. 1 BauNVO, sowie die Höhe der baulichen Anlagen gemäß § 16 (2) 
Nr.4 BauNVO i.V.m. § 8 BauNVO festgesetzt. 

 Grundflächenzahl 
Die Grundflächenzahl (GRZ) beträgt in allen Teilbereichen 0,8. 
 Baumassenzahl 

Die Baumassenzahl (BMZ) beträgt in allen Teilbereichen 10,0. 
 Höhe baulicher Anlagen 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird gemäß § 18 BauNVO bestimmt durch die Festsetzung der 
maximalen Firsthöhe (FHmax) 

 

Begriffsdefinitionen 
Für die folgenden Festsetzungen werden die verwendeten Begriffe definiert: 

 Für die Bestimmung der Gebäudehöhen ist die untere Bezugshöhe jeweils die ‘Höhenlage der 
angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche.  

 Die ‘Gebäudehöhe (GH) wird bestimmt als das senkrecht auf der Wand der Giebelseite 
gemessene Maß von der Höhenlage der angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche bis 
zur Oberkante der Dachkonstruktion (First) oder bei Flachdächern von der Oberkante Abschluss 
Attika als oberer Bezugspunkt. Bei Versprüngen in der Dachfläche gilt das größte Maß. 

 Durch technische Aufbauten darf die festgesetzte Firsthöhe ausnahmsweise um 60 % 
überschritten werden. Technische Aufbauten dürfen dabei in der Summe ihrer Grundflächen 
höchstens 10% der Grundfläche des Gebäudes ausmachen.  

 

Für die Teilbereiche werden die folgenden Firsthöhen als Höchstgrenzen festgesetzt: 

Art der baulichen Nutzung GE 
GRZ 0,8 
BMZ 10,0 
Gebäudehöhe GH = max. 10,50 m 

 

1.3 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 
§ 9 (1) Nr.2 BauGB in Verbindung mit §§ 19 und 23 BauNVO 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend der Planzeichnung durch Baugrenzen 
gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. 
 

1.4 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
 

1.5 VERKEHRSFLÄCHEN SOWIE VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECK-BESTIMMUNG 
(§ 9 Abs. Nr. 11 BauGB) 
Die Einfahrt zu den gewerblichen Bauflächen ist entsprechend dem dafür vorgesehen Planzeichen in 
der Planzeichnung festgesetzt.  
 

B. Grünordnerische und landespflegerische Festsetzungen  
1. Allgemeine grünordnerische Festsetzungen  
Im Bebauungsplan werden Flächen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt.  
Eine fachgerechte Pflanzung bzw. Einsaat schließt Bodenverbesserungs- sowie 
Pflanzensicherungsmaßnahmen mit ein. Ausgefallene Gehölze sind spätestens in der auf die 
Fertigstellung des Bauabschnittes bzw. die Bezugsfertigkeit der Gebäude nächstfolgenden 
Pflanzperiode zu ersetzen.  
Für alle zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden, wenn nicht gesondert aufgeführt, folgen-de 
Mindestsortierungen vorgeschrieben: 
 

• Bäume I. Ordnung: 
• Bäume II. Ordnung: 
• Straßenbäume: 
• Obstbäume: 
• Sträucher: 

Heister, 150 - 175 cm hoch  
Heister, 125 - 150 cm hoch  
Hochstämme, 16 - 18 cm Stammumfang 
Hochstämme, 8 - 10 cm Stammumfang  
2 x verpflanzt, ohne Ballen, 100 - 125 cm hoch 

 

Bei den im Rahmen der grünordnerischen Vorgaben festgesetzten Pflanzungen sind – soweit nicht 
anders festgesetzt – mindestens 50 % der Gesamtpflanzenanzahl aus den in den Pflanzenlisten 
aufgeführten Arten zu verwenden. Der Anteil der Nadelgehölze auf privaten Grundstücken darf 10 % 
der Gesamtanzahl angepflanzter Gehölze nicht überschreiten. Zur Fassadenbegrünung werden Arten 
der Liste „D“ empfohlen. Bei der Pflanzung von Hecken sind ausschließlich Laubholzarten zu 
verwenden. Dazu werden solche der Liste „F“ empfohlen. 

• Beweidung: extensive Beweidung durch Schafe sobald die Wiese genügend angewachsen ist 
• Mahd: Ein- bis zweischürige Mahd (Abstand zwischen den Schnitten mind. 2 Monate), frühestens 

ab 30.06., Schnitthöhe mind. 7 cm, wenn durch Schafe nicht genug abgefressen wird 
• Kein Mulchen 
• Keine Düngung 
• Pflege: Striegeln mit Wiesenegge oder Wiesenstriegel im Frühjahr 
 

Maßnahme (K2): Naturnahe Gestaltung der Rückhaltefläche (§ 9 Abs.1 Nr. 25 b BauGB) 
Entsprechend dem Planeintrag in der Planurkunde ist die herzustellenden Rückhaltemaßnahme in 
Erdbauweise, mit wechselfeuchten Randzonen und mit Sträuchern und Bäumen in naturnaher 
Bauweise herzustellen und zu unterhalten.  
Bewirtschaftung des Niederschlagswassers im Plangebiet 
Es wird empfohlen das auf überdachten bzw. versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswasser 
zur Grundstücksbewässerung zu sammeln und zu verwenden. Dies sollte mittels einer Zisterne mit 
Überlauf in den Regenwasserkanal geschehen. 

Externe Kompensationsmaßnahme (eK) 
Externe Maßnahme (eK): Entwicklung einer mäßig artenreichen Glatthaferwiese 
Die Maßnahme erfolgt auf einem ca. 4500 m² großen Teilstück der Parzelle Gemarkung Mückeln, Flur 
4, Flurstück 62. Dort wird im Winterhalbjahr die bestehende Tannenbaumkultur/Weihnachtsbaumkultur 
gerodet und in Folge wird dort eine mindestens mäßig artenreiche Glatthaferwiese entwickelt. Dazu 
orientiert sich folgende Maßnahmenbeschreibung an den Empfehlungen von VAHLE (2015) und 
BIEDERMANN & WERKING-RADTKE (2008): 
• Einsaat/ Nachsaat: im ersten Schritt sollte eine Einsaat/Nachsaat mit regionalem Saatgut für die 

Entwicklung einer artenreichen Glatthaferwiese erfolgen. Das passende Saatgut (Kennarten der 
Glatthaferwiese oder passende Saatgutmischung) kann entweder gekauft werden (z.B. Fa. Rieger-
Hofmann Region 7/9) oder von einer geeigneten Spenderfläche in der Nähe entnommen und auf 
die Zielfläche übertragen werden (Mahdgutübertragung). Das vorhandene Grünland wird hierbei 
neu übersät. Hierzu wird die Fläche im September kurz gemäht und das Mahdgut abgetragen. 
Danach wird die Fläche gestriegelt und das Saatgut verteilt. So kann die Saat vor dem Winter 
keimen und hat einen Vorsprung gegenüber den zuvor gemähten Gräsern. 

• Die Fläche ist mit einem Zaun oder ähnlichem klar auf der Parzelle abzugrenzen 
• Beweidung: extensive Beweidung durch Schafe sobald die Wiese genügend angewachsen ist 
• Mahd: Ein- bis zweischürige Mahd (Abstand zwischen den Schnitten mind. 2 Monate), frühestens 

ab 30.06., Schnitthöhe mind. 7 cm, wenn durch Schafe nicht genug abgefressen wird 
• Kein Mulchen 
• Keine Düngung 
• Pflege: Striegeln mit Wiesenegge oder Wiesenstriegel im Frühjahr 

 
Umsetzungszeitraum der Maßnahmen 

a) K1: Rodung im Winterhalbjahr. Einsaat in der darauffolgenden Pflanzperiode  
 
1.5 NIEDERSCHLAGSWASSERBEWIRTSCHAFTUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14,15 und 20 BauGB) 
Eine öffentliche Niederschlagswasserbeseitigung wird für das Plangebiet nicht vorgehalten. Das 
Niederschlagswasser ist vollständig auf dem privaten Grundstück zu bewirtschaften. Hierzu ist im 
Westen des Plangebietes ein ausreichend zu dimensionierendes Regenrückhaltebecken anzulegen, in 
dem das Niederschlagswasser bewirtschaftet wird. 
 

C . ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEMÄSS LANDESBAUORDNUNG 
RHEINLAND-PFALZ (LBauO) 

1.2 WERBEANLAGEN 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 
 

Einzelnstehende Werbeträger dürfen eine Höhe von maximal 5,00 m und eine Ansichtsfläche 
von 5 m² nicht überschreiten. 
 

Werbeanlagen an den Gebäuden sind 1,0 m unterhalb der Traufkante anzubringen. Auf der 
Fassadenfläche der Gebäude wird die Höchstgrenze von Werbeanlagen auf 10 m² begrenzt. 
Lichtwerbungen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Aufschüttungen für 
Werbeanlagen sind nicht zulässig.  
Darüber hinaus sind pro Grundstück bis zu drei Fahnen mit einer maximalen 
Gesamtansichtsfläche von 10 m² zulässig. 
 

D. HINWEISE AUF SONSTIGE GELTENDE VORSCHRIFTEN SOWIE 
RICHTLINIEN 

1. Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere Ausführungen zum Vorgehen 
enthält die DIN 18 915 bezüglich des Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung.  

2. Für die Bepflanzung der privaten Flächen ist der elfte Abschnitt des 
Nachbarrechtsgesetzes für Rheinland-Pfalz 'Grenzabstände für Pflanzen' zu beachten. 

3. Der neunte Abschnitt des Nachbarrechtsgesetzes für Rheinland-Pfalz ‘Einfriedungen’ 
ist ebenfalls zu berücksichtigen. 

4. Die Abstände zwischen Baumpflanzungen und Versorgungsleitungen sind gemäß 
'Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen' der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zu beachten. 

5. Die Anforderungen an den Baugrund gemäß DIN 1054 sind zu beachten. 
6. Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 

Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere Ausführungen zum Vorgehen 
enthält die DIN 18915 bzgl. des Bodenabtrags und der Oberbodenablagerung. 

7. Hinsichtlich der Oberflächenwasserbewirtschaftung wird grundsätzlich auf die §§ 5 und 
55 des neuen Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), gültig seit 01.03.2010 und § 13 Abs.2 
LWG hingewiesen. 

8. Bodenschutz allgemein auf das Bodenschutzrecht, beim Umgang mit Boden 
insbesondere auf die Bundesbodenschutzverordnung und die DIN 19731, bei der 
Entsorgung der Böden ergänzend auf das Abfallrecht hinzuweisen. 

9. Beim Umgang mit Boden ist das einschlägige Bodenschutzrecht, insbesondere auf die 
Bundesbodenschutzverordnung und die DIN 19731, bei der Entsorgung der Böden 
ergänzend auf das Abfallrecht hinzuweisen. 

10. Es wird auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§16-21 DSchG RLP) 
verwiesen.  

11. Sollten im Rahmen der Bauarbeiten Hinweise auf Bergbau vorgefunden werden so ist 
die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu einer 
objektbezogenen Baugrunduntersuchung zu veranlassen. 

12. Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (insbesondere mit 
Laständerungen) werden, objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

 

E. ANHANG 
Über die entsprechenden Bestimmungen der planungsrechtlichen Festsetzungen sind die 
folgenden Artenlisten Bestandteil des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Liste „A“ - Bäume I. Ordnung Liste „B“ - Bäume II. Ordnung 
Acer pseudoplatanus Bergahorn Acer campestre Feldahorn 
Acer platanoides Spitzahorn Carpinus betulus Hainbuche 
Fraxinus excelsior Esche Juglans regia Walnußbaum 
Quercus petraea Traubeneiche Populus tremula Zitterpappel 
Quercus robur Stieleiche Prunus avium Vogelkirsche 
Tilia cordata Winterlinde Prunus padus Traubenkirsche 
Tilia platyphyllos Sommerlinde Salix caprea Salweide 
  Sorbus aucuparia Eberesche 
  Sorbus torminalis Elsbeere 
Liste „C“ - Sträucher Liste „D“ - Schling- und Kletterpflanzen 
Cornus sanguinea Blutroter Hartriegel Clematis i. A. Waldrebe 
Corylus avellana Hasel Fallopia aubertii Knöterich 
Crataegus monogyna Weißdorn Hedera helix Efeu 
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen Hydrangea petiolaris Kletterhortensie 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche Lonicera i. A. Heckenkirsche 
Rhamnus catharticus Kreuzdorn  (kletternde Arten) 
Rosa canina Hundsrose Parthenocissus i. A. Wilder Wein 
Rosa tomentosa Filzrose Vitis coignetiae Wilder Wein 
Salix caprea Salweide Vitis cult. Weinrebe 
Salix purpurea Purpurweide Wisteria i. A. Blauregen 
Sambucus nigra Holunder (oder Sorten hieraus)  
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball   
Liste „E“ - Streuobst    
Apfelsorten    
Baumanns Renette Goldpramäne Landsberger Renette Apfel von Groncels 
Bittenfelder Sämling Grafensteiner Winterrambour Boikenapfel 
Bohnapfel Jakob Fischer Ontario Geflammter Kardinal 
Boskoop Jakob Lebel Zuccalmaglios Renette Gelber Bellefleur 
Danziger Kantapfel Kaiser Wilhelm Roter Eiserapfel Graue Herbstrenette 
Birnensorten    
Alexander Lucas Gellerts Butterbirne Williams Christ Grüne Jagdbirne 
Clapps Liebling Gute Luise Conference Poiteau 
Vereinsdechantbirne Wasserbirne   
zusätzlich weitere landschaftstypische Sorten 
und Obst der Arten Zwetsche / Pflaume / Mirabelle / Walnuß 
sowie Süßkirsche (Braune Leberkirsche, Große Schwarze Knorpel,  Schneiders Späte Knorpel) und 
Wildobstarten (wie Wildapfel, Wildbirne, Speierling, Mispel) 
Liste „F“ - Heckenpflanzen 
Acer campestre Feldahorn Berberis i. A. Sauerdorn 
Carpinus betulus    
(nur grünblättrige Sorten)    
Hainbuche  Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Blutroter Hartriegel Crataegus monogyna Weißdorn 
Fagus sylvatica Buche Viburnum opulus Schneeball 
Ligustrum vulgare i. S. Liguster, Rainweide   

 

Änderungs-/ Aufstellungsbeschluss Öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB Anhörung der Träger öffentlicher Belange

Satzungsbeschluss Bekanntmachung/In-Kraft-TretenAusfertigung und Anordnung der 
Bekanntmachung

Verfahrensvermerke

Mückeln, den __.__.____ 

                   Stephan Krahl, Ortsbürgermeister

Mückeln, den __.__.____ 

                   Stephan Krahl, Ortsbürgermeister

Mückeln, den __.__.____ 

                   Stephan Krahl, Ortsbürgermeister

Mückeln, den __.__.____ 

                   Stephan Krahl, Ortsbürgermeister

Mückeln, den __.__.____ 

                   Stephan Krahl, Ortsbürgermeister

Mückeln, den __.__.____ 

                   Stephan Krahl, Ortsbürgermeister

Der textliche und zeichnerische Teil dieser Satzung 
stimmt mit dem Willen der Gemeinde Mückeln überein. 
Das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren wurde 
eingehalten. Dies wird hiermit beurkundet. 

Die ortsübliche Bekanntmachung wird nach Maßgabe 
des § 10 Abs. 3 BauGB angeordnet. 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Mückeln hat in 
seiner Sitzung vom __.__.2023 d ie  Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Unter dem Alferweg“ vom 
Grundsatz her beschlossen. 

Die Entwurfsfassung für das Beteiligungsverfahren 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde vom Gemeinderat 
gebilligt. 

Dieser Bebauungsplanentwurf einschließlich der 
Textfestsetzungen hat mit der Begründung und den 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB auf die Dauer eines Monats 
in der Zeit vom __.__.2023 bis einschließlich 
__.__.2023 z u  jedermanns Einsicht öffentlich 
ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden im 
Mitteilungsblatt am __.__.2023 und im Internet am 
__.__.2023 bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass 
Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht 
werden können. 

Die Anhörung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom __.__.2023, 
die Bekanntmachung im Mitteilungsblatt am __.__.2023 
und die Bekanntmachung im Internet am __.__.2023, in 
der Gelegenheit zur Stellungnahme bis einschließlich 
__.__.2023 gegeben wurde. 

 

Über die eingegangenen Anregungen wurde in der 
Gemeinderatssitzung vom __.__.2023 beraten und 
beschlossen. 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Mückeln beschloss 
am __.__.2023 den Bebauungsplan „Unter dem 
Alferweg“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB, § 88 Abs. 1 
LBauO in Verbindung mit § 24 GemO als   

 

S a t z u n g. 

Der Bebauungsplan „Unter dem Alferweg“ ist am 
__.__.2023 ortsüblich bekannt gemacht worden mit 
dem Hinweis, dass die Satzung mit der Begründung und 
der zusammenfassenden Erklärung während der 
Dienststunden, und zwar montags bis mittwochs von 
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 
Uhr bis 18.00 Uhr sowie freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 
Uhr zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird. 

Mit dieser Bekanntmachung wurde die Satzung 
rechtsverbindlich.  

Rechtsgrundlagen

 Baugesetzbuch (BauGB) In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017  
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 
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Plangrundlage

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland-
Pfalz (Zustimmung vom 15. Oktober 2002) ©Geobasis-DE/LvermGeoRP Juni 2022. 
Die Planunterlage erfüllt die Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung. 

Bestandteile des Bebauungsplan

Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung M. 1:1.000 sowie den textlichen Festsetzungen.
Die Begründung ist beigefügt.
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